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Vaterschaftsbeistandschaft und Unterhaltsregelung, Rechenschaftsberichte und Besuchsregelung bei gemeinsamer elterlicher Sorge

Sachverhalt

1. Art 309 ZGB:
Bringt eine unverheiratete Frau ein Kind zur Welt und wird dieses vom
Kindsvater nicht vor oder kurz nach Geburt offiziell anerkannt, schreibt die
Kanzlei Spreitenbach die Kindsmutter an. Sie erhält dann eine Frist, binnen
der sie sich auf der Kanzlei melden muss, um die Vaterschaftsanerkennung und
den Unterhaltsvertrag zu regeln. Hält sie diese Frist nicht ein, wird eine
Beistandschaft nach Art. 308/309 ZGB errichtet und die Massnahme an mich
oder meinen Kollegen übergeben, mit dem Auftrag die Vaterschaft und den
Unterhalt zu regeln UND die Mutter mit Rat und Tat zu unterstützen. Die VB
Spreitenbach kombinieret den Art. 309 ZGB immer mit Art. 308 ZGB. 
Das ist doch nicht notwendig. Oder? Müsste es nicht eher so laufen, dass nur
Art. 309 errichtet wird und die Mandatsträgerin während oder nach Aufhebung
des Art.309 einen Antrag stellt um Errichtung einer Beistandschaft nach Art.
308?

2. Der Vormundschaftliche Rechenschaftsbericht:
In wie vielfacher Ausführung muss der vormundschaftliche Zwischen- /bzw.
Schlussbericht an die VB erstattet werden? Wo ist dies geregelt? Ist es
richtig, dass der Zwischenbericht in 2-facher und der Schlussbericht in
3-facher Ausführung an die VB geht? Wer erhält (hat Anrecht) auf ein
Exemplar?

3. Besuchsregelung:
Ein geschiedenes Elternpaar mit zwei Kindern hat gemäss dem Scheidungsurteil
die gemeinsame elterliche Sorge. Die Kinder sind unter der väterlichen
Obhut. Betreffend Besuchsregelung wird folgendes erkannt:
- die Kinder können grundsätzlich jederzeit Kontakt mit ihrer Mutter haben.
Die Wochenenden verbringen sie alternierend beim Vater und der Mutter.
Zusätzlich übernachten sie einmal während der Woche bei der Mutter. Die
Details regeln die Eltern in Zusammenarbeit mit den Kindern.
Die Eltern kommunizieren nur per SMS oder Telefon miteinander. Das
Verhältnis ist sehr angespannt, seit der Vater eine Freundin hat. 
Der Vater hat sich nun bei uns gemeldet. Er findet die Mutter halte sich
nicht an die Besuchsregelung. Der jüngere Sohn, geb. 1994 übernachte am
Besuchswochenende neben dem Samstag-Abend jeweils auch noch am Sonntag-Abend bei der Kindsmutter. Er will, dass der Kindsmutter gesagt wird, dass sie
sich an klare Zeiten halten solle. Nur diese sind im Scheidungsurteil,
entgegen seinen mündlichen Mitteilungen, im Scheidungsurteil gar nicht
festgehalten. Die gemeinsame elterliche Sorge, würde doch vorausschicken,
dass die Eltern miteinander an einen Tisch sitzen können und sich über die
Besuchsregelung unterhalten können. Soll ich die Eltern dahingehend
unterstützten, gemeinsame Abmachungen zu treffen und diese dann auch
einzuhalten. Oder soll er eine Urteilsabänderung (alleinige elterliche
Sorge) verlangen und eine klare Regelung der Besuche beim Gericht verlangen?
Was rätst du mir?

Erwägungen

Zu 1

Es trifft zu, dass Art. 309 ZGB nur den Vaterschaftsbeistand verlangt. Aus verfahrensökonomischen Gründen – Vaterschaft und Unterhalt sind gleichzeitig zu regeln – werden beide Massnahmen gleichzeitig empfohlen. Siehe dazu insbesondere auch die Mustersammlung zum Adoptions- und Kindesrecht, Nr. 112. Allein 309 ist hnreichend, wenn der Vater den Unterhaltsvertrag unterschrieben hat, bevor er das Kind anerkannte. Das kommt vor, wenn ihm (als Ausländer) die nötigen Zivilstands- oder Personalausweispapiere fehlen, um das Kind anerkennen zu können (kommt übrigens ein Unterhaltvertrag auf diese Weise zustande, kann er von der VB erst genehmigt werden, wenn die Anerkennung erfolgt bezw. das Vaterschaftsurteil ergangen ist).

Zu 2

Das ZGB kennt keine diesbezüglichen Vorschriften, womit sich diese Frage nach kantonalem Verfahrensrecht richtet. In der Regel wird es so sein, dass ein Exemplar für die VB und ein Exemplar für den Mandatsträger (der es als Grundlagenbericht für die nächste Periode genehmigt retour erhält) bestimmt ist, bei Schlussberichten zudem ein Exemplar für die Aufsichtsbehörde (je nach Kanton). Handelt es sich um einen Schlussbericht, hat die betreute Person respektive deren Erben je ein Exemplar zugut, bei den Erben ist jedem/jeder ein Ex auszuhändigen (BSK ZGB-Affolter N 63 zu Art. 451-453). 

Zu 3

Ich würde mit den Eltern gemeinsam prüfen, auf welche Weise sie die gemeinsame elterliche Sorge bewältigen. Es gibt ja noch viele andere Fragen, die da gemeinsam zu entscheiden sind, und es wird früher oder später weiteren Stress absetzen, wenn sie die formalen Befugnisse und die tatsächliche Entscheidungsgewalt nicht harmonisieren. Üben sie die gemeinsame elterliche Sorge nicht aus, oder fehlen die Voraussetzungen dazu, müsste tatsächlich die eS neu geregelt werden, wobei dann auch gleichzeitig der persönliche Verkehr zu regeln wäre. Sind sich die Eltern einig, kann dies über die VB erfolgen, streiten sie sich, muss das Gericht entscheiden (Art. 134 Abs. 4 ZGB).
Als Minimal- und kurzfristige Lösung könnte genügen, mit der Mutter über die Beanstandungen des Vaters zu reden und mit ihr klare Abmachungen zu treffen (formal würde es sich dabei einfach um ein elterliches Abkommen handeln).

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 23. Oktober 2003
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